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Sllaemelnev.
Drr Vorschüsse auf die neue Gehaltserhöhung

toclcfie der Landtag am nächsten Mittwoch, 31 . d . M . beschlie-

hrn soll, werden bereits ausbezahlt . Sie betragen bekannt¬

lich in Gruppe 1—6 2600 M . . 7—9 2700 M . uns 10 und fol¬

gende Gruppen 3400 M . Es ist zu hoffen, daß die Beträge
bis zu Pfingsten in die Hände der Beamten kommen, denn

je rascher diese vas Geld erhalten , desto mehr ist ihnen gedient.
_ An sich Lancken ja immer Klagen über die späte Bezahlung
der Gehal ; ?-,Erhöhungen auf . Man will jetzt, wie sich aus
einem Berichte des Haushaltsausschnffes ergibt , den ein.

gelnen Beamten seinen neuesten Gehalt selbst ausrechnen las.

sen, damit die Auszahlung rascher vor sich gehe . Ob aber alle
Beamten dazu in oer Lage sind , scheint , wie von einem höheren
Beamten geschrieben wird, seiner Meinung nach zweifelhaft : Die
meisten von ihnen werden sich wieder an die Rechnungsbeam¬
ten der Verwaltung wenden , bei welcher sie tätig sind , und
das Ende vom Liede wird eher eine Verzögerung , als eine
Beschleunigung sein . Also auch auf diesem Wege scheint es
nicht zu gehen, und doch müssen Wege für die rasche Gehalts¬
auszahlung gesunden werden, denn gerade in der Zeit der
rasenden Entwicklung zur Entwertung unseres Geldes gilt
tzir die Beauiten das Wort : Wer schnell gibt, gibt doppelt!

Bcamtenfragen im Reichstags -Hauptausschutz.
Die Verwendung von Wartegeldrmpsüngern .

Der HauptauSschuß .des Reichstages beriet am vorigen Mon¬
tag den Entwurf über die Verwendung von Wartegeldempfäu -
Hern . Der Berichterstatter Abg . Guerard (Zent»,) führte da¬
zu auS , daß infolge des unglücklichen Ausganges des Krieges
die Reichsregierung gezwungen gewesen sei, viele Beamten
einstweilen in den Ruhestand zu versetzen , weil es durch die
Umgestaltung des Staaiswesens oder aus Anlaß der Durchsüh-
xung des Friedensvertrages nicht mehr möglich war , diese Be¬
amten weiter zu beschäftigen . Demgegenüber entstand jedoch
im Laufe der Zeit das dringende Bedürfnis , diese Wartegeld -
Wnpfünger wieder zu Dienstleistungen auf anderen Gebieten
« rauzuziehen , weil sich die Staatsausgaben in erheblichem
jllmfange vermehrten und anderweit nicht genügend geeignetermiete ArbeMkräftc zu erlangen waren . Immerhin beben¬

der Gesetzentwurf eine Verfassungsänderung , die nur bei
Äußerster Notwendigkeit vorgenommen werden sollte.

Der Zlbg . Stückle » (Soz . ) hielt es bei der Notlage der Reichs ,
finanzen schon aus Sparsamkeitsrücksichten für geboten, die
Wartegeldempsänger heranzuziehen . Der Redner führte Bei¬
spiele an , daß mehrfach Oberkriegsgerichtsräte , die ihr volles
Gebalt als Wiartegelb empfingen, sich geweigert hätten , ein
ihren Fähigkeiten entsprechendes Amt neu anzunehmen . Abg.
Schmidt-Stettin (Dtn .) hob hervor, daß sich bereits eine sehr
große Zahl von Wartegeldempfängern , insgesamt rund 17 ÜGß
freiwillig bereit gefunden haben, neue Dienststellen zu über ,
nehmen . Die bezüglich der Oberkriegsgerichtsräte angeführten
Beispiele seien nur Einzelfälle und Ausnahmen . Ministerial¬
direktor Dr . Falck gab zu, daß die überwiegende Mehrzahl der
Wartegeldempfänger 'freiwillig Dienst angenommen hätten ,
das sei aber meist vor dem 1 . April 1920 geschehen, also vor
jjjern Termin , an dem die Angleicbung des Wartegeldes an die
neuen Besoldungen geschah . Jetzt seien noch rund 10 OOO
Wartegeldempsänger unbeschäftigt. Abg. Ersing , (Zentr .) war
der Meinung , daß man Leuten gegenüber energische Maß¬
nahmen anwenden müsse , die aus reinem Egoismus heraus
Dienst verweigerten, weil ihre Bezüge jetzt den übrigen Be¬
soldeten in entsprechender Weise angeglichen worden seien.

Angenommen wurde ein Antrag des Zentrums , der Demo¬
kraten und der Sozialdemokraten , daß die Mindestzeit einer
vorübergebenden Beschäftigung im Reichsdienst für Wartegeld¬
empfänger zwei Jahre sein müsse . Auch sollen Wartegeldemp¬
fänger , die das 60. Lebensjahr vollendet haben , berechtigt sein,
unter Stellung eines Antrages unter Versetzung in den Ruhe¬
stand die Übernahme eines anderen Aintes oder einer vorüber¬
gehenden Beschäftigung abzulehnen . Weitere wesentliche Än¬
derungen würden an der Regierungsvorlage nicht vorgenom¬
men und der Gesetzentwurf erledigt . Zum Schluß gab Abg.
Mvrath (Dvp.) für seine Partei noch folgende Erklärung ab :
„Die Deutsche Volkspartei würdigt die Motive, die zur Bor¬
stige des Gesetzes geführt haben, hat aber gegen die Annahme
schwerste Bedenken, weil das Gesetz Bestimmungen des Reichs-
beamlengesetzes durchbrechen würde . Die Fraktion behält sich
deshalb ihre Stellungnahme vor."

Das Pensionskürzungsgesetz.
Am vorigen Dienstag wurde irn Reichstags -Haushaltsausschuß

der Gesetzentwurf betreffend Kürzung der Ruhegehälter und
Wartegelder sowie der Nebenbezüge bei Bckrsore.ungsberechtig.
trn , die rin Einkommen aus gewinnbringender Beschäftigung
außerhalb des Reichs - oder Staatsdienstes beziehen (Pensions -
kürzungsgcfeiO , behandelt . Als Berichterstatter referierte Abg.
Hoch (Soz .) über das Gesetz . Redner wies aus die Bedenken
hin, daß durch die Vorschriften des Gesetzentwurfes ein Ein¬
griff in wohlerworbene Rechte geschehen könne . Aber ein Miß¬
stand sei unzweifelhaft vorhanden, der darin bestehe , daß Be¬
amte außer Dienst neben ihrer Pension oder ihrem Wactegeld
noch ein riesiges Privateinkommen bezögen.

Abg . Brüninghaus (D . lVlpt. ) betonte demgegenüber die ver¬
fassungsrechtlichen Bedenken des Gesetzes.

Abg. v. Gallwitz (Dnat .) verkannte nicht , daß der Gedanke
ein bestechender sei, Personen , die neben ihrer Pension noch
ein hohes Privateinkommen beziehen, bei der finanziellen
Rot des Vaterlandes einen Teil ihrer Pensionsbezüge zu kür¬
zen . Aber der Umstand, daß derjenige , der nach seiner Pen¬
sionierung noch arbeite , volkswirtschaftlich doch wertvoller seials der , der Herumsitze und nichts tue und daß nun der Arbei¬
tende wegen seines Fleißes gewissermaßen bestraft werden solle ,
Sebe doch zu denken . Dazu kämen die rechtlichen Aberlegun -
sten , daß durch das Gesetz eine willkürliche Schmälerung eines
wrangen Jahren verdienten Ruhegehaltes eintrete .

Staatssekretär Dr . Schröder führte aus , daß man sich doch
«ber den Begriff der Pension zunächst einmal klar werden
* usse. Das Ruhegehalt solle die Versorgung desjenigen Br -

der nicht mehr arbeiten könne, sichersteAen . Das sei

der Sinn der Pensum und nichts anderes . Wenn der Be¬
amte noch dienstfähig sei, so habe er eben sinngemäß keinen
Anspruch auf volle Pension . Wenn auch dieser Gesichtspunkt,
formell in den jetzt geltenden Reichsgesetzen nicht genügend
klar ausgearbeitet stzi, so lägen doch Beispiele für eine derar¬
tige moralisch durchaus berechtigte Auffassung genugsam in
den Pensionsbestimmnngen einiger süddeutscher Staaten vor.
Mit dem Privatvermögen eines Beamten habe weder dessen
Gehalt noch dessen Pension etwas zu tun . Kein vernünftiger
Mensch denke daran , da» Gehalt eines aktiven Beamten nach
dessen Privatvermögen zu bemessen . Mer die Pension setze
eine dauernde Dienstunfähigkeit voraus , und wenn diese
Dinstunfähigkeit noch nicht eingetreten sei, so wäre materiell
das Recht durchaus gegeben, die Pension entsprechend zu kür¬
zen.

Abg. Bolz (Zentr .) stellte fest , daß der Grundgedanke des Ge.
setzes einem Verlangen Nachkomme, das der Reichstag schon seit
Jahrzehnten geäußert hatte . Redner sei erstaunt , daß nun
auf einmal dem Gesetzentwürfe geflissentlich alle möglichen
Einwände entgegengehalten werden. Was den finanziellen
Erfolg angche, so sei er von geringerer Bedeutung , als der
ideelle moralische Gehalt . Er gebe zu, daß das Gesetz formell
eine Verfassungsänderung bedeute , aber materiell vertrete eS
nichts, was nicht rechtlich und moralisch durchaus zu verteidi¬
gen sei. Natürlich müsse das Gesetz im wohlwollendsten Sinne
gehandhabt werden und dafür alle Garantien im Gesetz ent¬
halten sein .

Hierauf vertagte sich der Ausschuß.
»

Soeben wird noch gemeldet:
Berlin , 23 . Mai . Im HauShaltSauSschuß des Reichstages

wurde der Pensionskürzungsentwurf angenommen . Danach
wird Ruhegehaltsempfängern , die ein steuerbares Einkommen
außerhalb des Reichs- oder Landesdienstes beziehen, das
Ruhegehalt einschließlich Teuerungszuschlag entsprechend ge¬
kürzt, wobei aber das Arbeitseinkommen bis zur Höhe von
SO 000 M . bei der Kürzung unberücksichtigt bleibt.

Die Neuwahl der Beamtenausschüsseim Bereiche der
Reichspost - und Telegraphenverwaltuug .

Der „Beamtenbund ", die Zeitschrift des deutschen Beamten¬
bundes, schreibt :

Deni Reichstage war Ende Juni 1921 vom Reichsminister
des Innern der Entwurf eines Gesetzes über die Beamtenver¬
tretungen vorgelegt worden, dem der Reichsrat bis auf einige
Punkte zugestimmt hatte. Wann der Gesetzentwurf verab¬
schiedet werden wird, läßt sich noch nicht übersehen. Im Be¬
reiche der Post- und TÄegraphenverwaltung haben sich aber
die Verhältnisse innerhalb der zur Wählerschaft zählenden Be¬
amtengruppen so fortentwickelt, daß die bestehenden, auf der
Grundlage der Verordnung vom 8. Dezember 1918 gebildeten
Beamtenausschüsse den praktischen Bedürfnissen sich nur noch
wenig anpaffen und vielfach eine ersprießliche Zusammenarbeit
von Verwaltung und Beamtenschaft beeinträchtigen. I « wohl¬
verstandener Beachtung des in letzter Zeit vvn vielen Seiten
immer stärker betonten Wunsche » nach einer gründlichen Re¬
gelung der Beamtebvertretungen hat der Reichspostminister,
einer Anregung des Beamtenbeirats beim Reichspostministe¬
rium folgend, durch eine im Amtsblatt des Reichspostministe¬
riums veröffentlichte Verfügung eine allgemeine Neuwahl der
Ausschüsse für den gesamten Bereich der ReichSpost - und Tele¬
graphenverwaltung , also einschließlich der Verwaltungsbezirke
in Bayern und Württemberg , angeordnet . Zu diesem Zwecke
ist von ihm der Erlaß über Bildung und Aufgaben der Be-
amtenansschüffc im Bereich der Rei -.,s - Post- und Delegraphen -
verivaltung vom 25. Juni 1920, der den Richtlinien folgt, die
von der Reichsregierung für die allgemeine Regelung der Be¬
amtenvertretungen bis zur Verabschiedung des Gesetzes über
die Beamtenvertretungen aufgestellt worden sind , mit einigen
zum Teil durch die veränderten Personalverhäktniffe bedingten
Abänderungen in Kraft gesetzt worden. Der gesetzlichen Rege¬
lung soll damit nicht vorgegriffen werden, was nach dem vor¬
her Gesagten ja tatsächlich auch nicht der Fall ist.

Der Erlaß vom 25. Juni 1920 sieht die Gruppenwahl vor,
uüd zwar umfaßt in Übereinstimmung mit dem dem Reichs¬
tage vorliegenden Entwurf eines Gesetzes über Beamtenver -
tretungen die Gruppe A die Beamtenschaft der Besoldungs¬
gruppen 1 bis IY> die Gruppe B die Beamtenschaft der Be¬
soldungsgruppen V bis IX und die Gruppe C diejenige der
Besoldungsgruppen von X an aufwärts . In der ursprüng¬
lichen Fassung des Erlasses vom 26 . Juni 1920 war vorgesehen,
daß in den Ausschüssen keine der genannten Gruppen mit
mehr als der Hälfte der Mitglieder vertreten sein sollte. In
seiner neuen Fassung hat man diesen Standpunkt wieder ver¬
lassen , dagege -n aber die Bestimmung getroffen, daß jede der
Gruppen A, B und C im Ausschuß nur dann vertreten sein
soll, wenn der Gruppe mindestens 3 Wahlberechtigte ange¬
hören.

Es wird ferner Wert darauf gelegt, daß die weiblichen Be¬
amten in den Bezirksbeamtenausschüssen und im Hauptbeam -
tenausschuß durch wenigstens ein weibliches Mitglied vertreten
find. Obgleich nun die Gruppenwahl vorwiegend dafür Ge¬
währ bieten soll, daß möglichst jede Gruppe eine Vertretung
durch Personen ihres Vertrauens findet, nicht also lediglich nur
die Interessen einiger Beamtengruppen in den Ausschüssen
gewahrt werden, so hat sich den,noch der Reichspostminister,
und zwar auf den Borschlag des Beamtenbeirats beim Reichs¬
postministerium, dafür entschieden , die Beamten jedes Wahl¬
körpers in einem allgemeinen Wahlgang wählen zu lassen, in
diesem Falle also von der Gruppenwahl abzusehen. Der Be-
amtenbeirat wird dahin wirken, daß unter den Berufsverbän¬
den eine Einigung darüber erfolgt, wie ihrerseits für die
Vorschlagslisten als Bewerber für die Gruppen A, B und C
solche Personen ausgewählt werden, die nicht nur das Per -
trauen aller an der Wahl beteiligten Beamten , sondern ins¬
besondere auch das der beteiligten Beamtengruppen besitzen , so
daß anzunehmen ist, daß der mit der Gruppenwahl verfolgte
Zweck auch bei einer allgemeinen Wahl erreicht werden wird .
Als Richtschnur für die Austtellung der Vorschlagslisten soll
gelten, daß bei der Gruppe B (Besoldungsgruppen V bis
IX ) möglichst Bewerber der früheren mittleren Laufbahn und
dementsprechend bei der Gruppe C (Besoldungsgruppen X an
aufwärts ) die Bewerber der höheren Laufbahn berücksichtigt
werden sollen .

Die Wahle« , « de» Ort «, «»d Bezirksausschüssen und de«

Hauptbeamtcnausschuß finden gleichzeitig am 28. und 29 . Mai
statt . Da die Ausschüsse — ebenfalls in Übereinstimmung mit
dem Regierungsentwurf zum Gesetz über Beamtenvertretun¬
gen — aus Urwahlen hervorgehen, wird jeder Wähler eine»
Stimmzettel gemeinsam für den Orts -, Bezirks- und Haupt -
beamtenausschuß abgeben.

Ruhestandsbeamtenfragen im Hauptausschuß des
Reichstags.

Im Haushaltsausschuß des Reichstags wurde am 12. Mai
ein Antrag angenommen , durch den die Reichsregierung er¬
sucht wird, in Erwägung zu ziehen, in welcher Weise den
Ruhestandsbeamte »» Wartegeldempsänger« und Bcamteu -
hinterbliebeaen 1 . soweit sie im besetzten Gebiet zu leben ge¬
nötigt sind, eine Besetzungszulage zu gewähren ist, 2.
soweit sie in Orten zu leben genötigt sind, in denen den
Reichsarbeitern übertenerungszuschüffe oder Reichsbeamten-
Wirtschaftsbeihilfen gezahlt werden, eine Wirtschastsbeihilfe zu
gewähren ist.

Gewerkschaftlich « Einheitsfront der Eisenbahner.
Wie die Borständr des deutschen Eisenbahnerverbandes und

der Reichsgewerkschastder deutschen Eisenbahnbeamten dem
„Vorwärts " mitteilen , ist es in der letzten Zeit zwischen den
beiden Verbänden zu Verhandlungen zwecks Herbeiführung
einer gewerkschaftlichen Einheitsfront gekommen . Beide haben
sich bereit erklärt , die gegenseitige Bekämpfung aufzugeben
und in der Frage der Maßregelungen , sowie auf dem Gebiete
der Neuordnung der Rechts -, Arbeits - und Besoldungsverhält -
niffe fernerhin gemeinsam vorzugehen. Das künftige Zu -
sammenavbeiten soll durch eine Vereinbarung gesichert wer¬
den.

Beamtenbeförderungen »nd Eisenbahnerstreik.
DaS Reichsverkehrsministerium teüt der Presse mit : Durch

eine soeben ergangene Entscheidung des Ministars wird zum
Ausdruck gebracht, daß die allgemeinen Prüfungen und Be¬
förderungen mit Rücksicht ans den vergangenen Streik nicht
zum Stillstand kommen dürfen, da darüber unter Umständen
gerade die am Streik nicht beteiligten Beamten leiden würden .
Selbstverständlich finden aber keine Prüfungen und Beförde¬
rungen solcher Beamten statt, gegen die ein Kündigungsver¬
fahren (bei kündbar angeftellten Beamten ) oder ein förmliches
Disziplinarverfahren (bei unkündbar angeftellten Beamten )
schwebt . Auch bei diesen Beamten erfolgt nachträglich die
Prüfung und Beförderung , sofern sich etwa das eingeleitete
Verfahren zu ihren Gunsten entscheiden sollte . In diesem
Falle , würde ihnen natürlich auch die Einstellung an derjenigen
Stelle gewährt werden, die sich ergibt, wenn die Aufschiebung
der Prüfung oder Beförderung infolge des Verfahrens nicht
stattgefunden hat . Eine Abweichung von den bekannten Richt¬
linien liegt deshalb nach keiner Richtung vor.

Die neuen Bezüge der Staatsarbeiter .
Die Verhandlung über die Neugestaltung der Arbeiterlöhne

in den Reichs- und Staatsbetrieben wurden am 18 . Mai im
wesentlichein zu Ende geführt . Die Zugeständnisse entsprechen
unter Rücksichtnahme auf die Jndustrielöhne in der Hauptasche
den Zulagen , die auch die Beamten durch Beschluß des Reichs¬
tages erhalten haben. In Ortsklasse A Lohngruppe I wird
eine Zulage von 5,10 M . pro Stunde gewährt. Zwischen den
Lohngruppen I , lil, III und IV ist eine Spannung von 20 Pf .
vorgesehen. Zwischen IV , V, VI und VII eine solche von je
10 Pf ., so daß der Arbeiter in der VII . Lohngruppe eine Zu -
läge von 4,20 M . erhält . Zwischen den einzelnen Ortsklassen
von A—E tritt eine, Spannung von je 20 Pf . ein . Im übrigen
ist in jeder einzelnen Ortsklasse die Spannung zwischen oen
einzelnen Lohngruppen wie in Ortsklasse A, so daß die Zulage
in Lohngruppe I der Ortsklasse E pro Stunde 4M M . und in
Lohngruppe VII der genannten Ortsklasse 3,40 M . beträgt .

Diese Zulagen treten am 1. Mai in Kraft und gelten für den
über 24 Jahre alten Arbeiter . Die jüngeren Jahresklaffen er¬
halten eine entsprechend geringere Ausbesserung . Die Lehr¬
linge erhalten ebenfalls eine den Verhältnissen angepatzte
Lohnerhöhung , die aber noch einer weiteren Beratung Vorbe¬
halten bleibt . Arbeiterinnen erhalten eine Zulage Vvn 75 Pro -
zent derjenigen der Arbeiter . Eine neue Regelung des Ver-
hältniffes zwischen Grundlohn und Teuerungszuschlag ist in
der Weise erfolgt , daß der erstere % und der letztere Y» deS
genannten Einkommens beträgt .

Die Auszahlung der erhöhten Bezüge soll mit Beschleuni-
gung durchgeführt werden, mit der Maßgabe, daß die Zahlun¬
gen noch vor den Pfingstfeiertagen erfolgen.

Keamtenrecdt .
Die Aufhebung der Ausnahmebestimmuuge» gegen

weibliche Beamte.
Der Reichsverkehrsminister hat unter dem 13. April 1923

(E II 20 Nr . 878/22) folgende Verfügung erlassen:
Nach Artikel 128 2 der Reichsverfassung werden alle Aus¬

nahmebestimmungen gegen weibliche Beamte beseitigt . Nach
einer Entscheidung des Reichsgerichts gelten damit auch alle
beim Inkrafttreten der Reichsverfaffung bereits !brstmcdenen ge¬
setzlichen Ausnahmebestimmungen oder BerwaltungsaNord -
nungen , die mit dem genannten Artikel in Widerspruch stehen ,als aufgehoben . Ich ersuche demnach, solche Bestimmungen in
Zukunft nicht mehr anzuwenden.

3 f lEkchl . ^ gründe » u. jtottfbiem . Dorl » !ä,,c sh« Bramt-nkrrisenVUJUim . können in ganz kurz» Knüimg hier ver-kkntticht toerden .»

Die Titelsragr .
Hierzu schreibt uns ein Beamter :
Die in Beamtenkreisen recht häufig erörterte Tiielfrage

scheint dieser Tage ihren Niederschlag auch im Haushaltsaus¬
schuß des Landtages gefunden zu haben- denn ich las in einem
Bericht , dah der Haushaltsausschuß , sowie die Regierung eS
abgelehnt haben, dem Ersuchen des Vereins der höheren Step



amten trm Berleihunq des Titels Landrat statt Oberamtmann
»nd Regierungsrat statt Amtmann stattzugeben ÖW der
HauShaltausschutz tat noch mehr . Er nahm , immer nach den
Zeitungsberichten eine Entschließung an , „daß die GemLinde-
verwaltungeu und sonstige öffentliche Körperschaften Titel ,
welche den Staatsbeamten zukommen, nur mit Genehmigung
des zuständigen Ministeriums verleihen dürfen . Die Bestim¬
mung habe, wie die neue Besoldungsordnung , ab 1 . April
1988 zu gelten ."

Darnach will der Haushaltsausschuß weiteren Titelände -
rungen auch durch die «Gemeindeverwaltungen , Vorbeugen.
Und das führt mich dazu, einmal diese Frage prinzipiell auf¬
zurollen . Vielleicht wird auch von anderer Seite die Angele¬
genheit noch des öfteren erörtert wird.

ES scheint, daß viele Beamte« nicht wissen , daß die Sucht
nach höheren Titeln in breiten Schichten des Volles eine scharfe
Verurteilung erfährt . Hat doch an sich die seit 1. April ISA)
geltende Besoldungsordnung auf dem Gebiete des TitelwesenS
in einer Weise „gearbeitet " , daß man sich in ihr unmöglich
mehr zurecht finden kann. Titel und Amtsbezeichnungen sol¬

len sich im allgemeine» decken , aber jeder Renner unserer Be-
soldungSerdnung wird mir recht geben, we»n ich sage: Dazu
gibt die Befoldungsordnung keinen Anhalt mehrk Die unmög¬
lichste» Titel find aufgeführt und natürlich auch eingeführt ; es
ist ganz undenkbar, daß fie vom Publikum erfaßt und auch
angewendet werden Wunen. Ich «will darauf verzichten, einig«
von ihnen, die besonders llnrz " und „wohlklingend" find, her-
au^ st,greifen, aber wer geglarSt hat , daß man im demokratisch -
republikanischen «Staate t ezstyfich de» Titelwesens zur größten
Vereinfachung schreiten würde, der ist durch die Titelgruppie¬
rung in der neue» Besoldungsordnung enttäuscht worden. Es
ist gewiß zuzugeben, daß jeder Beamte «tuen Titel braucht, da¬
mit er in die entsprechende Grupp « oder in eine Stufe dieser
Gruppe eingereiht werden kann, und e§ ist weiter zuzugebem
daß viele Beamte nur deswegen nach einem anderen Titel
schreien , weil fie in ein« höhere Gehaltsgruppe einrücken möch.
tenHer

'
gleichwohl darf festig «stellt werden, daß viele Beamte

noch immer nicht von der Schwäche loSkommen , der Titel sei
ast-s und seine ganze Person müsse darnach gewertet werden.
Mr erzählte kürzlich ein Lmdtagsabgeordneter , daß jedesmal

ein großes Gelächter im Haushalisckusfchutz ausibräche , wem»
bei der Beratung der einzelnen Positionen des StaatSvoran -
fchlags wieder ein Gesuch um Titeländerung verlesen werde.
Rundweg lehne der Haushaltsausschutz solche Gesuche ab, wem»
es nicht ganz dringend geboten ist, einem Beamten dadurch
eine höhere Bezahlung zu sichern . Zudem ist er ja auch durch
die Reichsbesoldnngsordnung gebunden ; er kann also leines .
weg» den Titelwünscheu leichten Heraus entsprechen.

Gewiß lassen die meisten Gefucksteller durchblicken, daß es
ihnen nicht um den Titel , sondern nur um die Mittel zu
tun ist, allein , bei manchen von ihnen leuchtet doch die unbe¬
zwingbare Sehnsucht nach höheren Titeln heraus .

Davon sollen wir uns Beamte ft ei machen . Titeländerungen ,
wenn höhere Gehälter damit verbunden find, Ja ; Trtelände .
rungen , um im gesellschaftlichen und sonstigen Leben viel za
gelten. Nein ! Wir dürfen uns nicht ständig dem Spott und
Hohn der nichtbeamteten Kreise unseres Volkes .mssetzen , sonst
verlieren wir an Achtung und Wertschätzung. Und beides brau¬
chen wir , sollen wir ftuchtbar in urrferem Beruf und erfolg¬
reich im Staats - oder Gemeindeleben wirken.

Was der Beamte benötigt
Quflav 0 ( rüger
feine SfferrenfcBneiderei na<£ ‘IJlaß

dQiiferßraße 207 — gegenüber eFriedri<£ sbad
- iWäßige Greife. -

BAUBUND - MÖBEL
siehe Inserat in der Karlsruher Zeitung.

Geschenkhaus
Leopold Wahlschlegel

Kaiser straBe 173
Luxuswagen ♦ Ledepwaren ♦ Haushalt -
Artikel ♦ Reisetaschen ♦ Reiseköffei *

Vereinsehrenpreise .

Kinderwagen , Klappsportwagen ,
Korbwaren , Korbmöbel u . Leiterwagen
kauft man am vorteilhaftetsten bei

J. HeB , Karlsruhe i . B . , Kaiserstr . 123.
Telephon 1568 Telephon 1566

Prompter Versand nach auswärts . — Eigene Reparaturwerkstatte im Hause .

n *» iiAniA/öc »nho weiß und farbig in allen Formen und Weiten , mit
UdUerWdbUIC , la . Ltoffeinlage, kalt abwaschbar , sowie
Seliirme ,Stöcke,Hosenträger , Krawatten ,
Mansehettenknöpfe und sämtL Herten- Modeartikel

empfiehlt
Dauerwäsche-Speziaigeschäft und Herren-Modeartikel

Andr » Weinig jr «
Telephon 5476 Karlsruhe KaiaerstraSe 40

Günstige Gelegenheit für Wiederverkäufer .

Spezial-Kofferhaus Geschw . Lämmle
Telephon 1451 51 Kronensirafie 51 Telephon 1451
Offenbachee * Ledepwaren

nur beste Fabrikate .
Berufstaschen, Damentasehen, Aktenmappen , Geldscheinlaschen,

Reisekoffer, Reisehandtaschen Coupekaffer .

Die Frau und ihr Haus
Zeitschrift für Kleidung, Gesundheit, Körperpflege und Hfolmuugsfrageu
Beilagen : Die Heimat auf dem Lande . - EinfacherHausrat. Herausge¬
geben von der Werbestelle f. DeutscheFrauenkuHurKarlsruhe- Köln
Monatlich ein Heft. Preis vierteljährlich 7.50 M.
Einzelheft. Probehefte durch jede Buchhandlung und

direkt vom Verlag.

G. Braunsche Hofhuchdruckerei und Verlag,
Karlsruhe, Karlfriedrichstrafle 14.

Hüte - Mützen
Sportartikel ♦ Kravatten

Thead .Zenker
Kaiserstraße 61 (gegenüber der Hochschule).

Leibchen , Büstenhalter
erstklassig in Material und Verarbeitung , vorzüglich sitzende lang¬

jährig erprobte Dpft ££ £ | idealster , elegant sitzender Kor -
Formen, preiswert , ff » w# mm sett - Ersatz . pflr Spezialform für
Umstandszwecke , «er Aber bewahren Sie sich vor schlechisitzentien Nach¬
ahmungen. Aenderungen auch and, Korsette sorgfältig u. preiswert

Reformhaus NEUiERT
Kalceratr . 118 KABLSRUHE Kaisarstr . 118.

.sdEffifoa« Singer Mähmaschinen
Erleichterte Zahlungsbedingungen

Ersatzteile — Nadeln — Oel — Garn
jl — Reparaturen —

W SINGER CO. KARLSRUHE
Nähmaschinen Act.-Ges. Kaiserst . 124 Tel. 1379

Reise - und Sportliaus
Eduard Müller , Kofferfabrik
WaldstraSe 45 Karlsrutii © i . 3 . Telephon 2165

Zur Reisezeit empfehle mein reichhaltiges Lager in :
Rei &ekeffer , Handkoffer aus Leder und Segeltuch, Damenhctn ^iaochen

Eigenes Fabrikat :: Große Auswahl
Für den Wandersport sowie alle sonstigen Sportarten reichhaltiges Lager ,

j -: 1 ^ Reparaturwerkstätte im Hause . -

In einigen Tagen Möbelkaufhaus
Gust . Friedrichs
Kart - Friedrichstraße 24 (Rondetiplatz).

eröffnen wir unser neues Lokal

Markgrafenstr . 24 , Ecke Kronenstr. 40
(früher Hotel Geist)

Oscar Kirschke
Karlsruhe i. B. , Krie ^ sstrafie 70. Telephon 4180.

sMiW,Mli . 8! ! !MSlöI1.
iiiirea jeder üri

zu bekannt größter Auswahl , billigste
Preise , reelle Bedienung.
Reparaturen im Hause . —

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
Gustav Herdie Nachf. Inh . : Bittlingmayar

Sk Bretschneidep
Telephon 1133 Karlsruhe Waldstraße 44

Stempelfabrik □ Buchdruckerei und
Papierhandlung □ Impressen-Verlag.
■i Sämtliche BQrobedarfsartikel . u

Rasche Bedienung. - Sauberste Ausführung.

I I nifnoman für Polizei - D. Gemeindebeamte, Feuerwehrkorps ,VJ niTOfmen Zoll- o . Finanzbeamte, Eisen - n. Strafienbahner,- ■ ■ : FeU-u.WaldhUter, sowie Berufskleidungen jed.Art
Albert Hilbert , G . m . b . H . , Rastatt

Süddeutsche Bekleidungs- Industrie
Filiale : Ludwigshafen a. Rhein , Bismarckstraßa 40 .

Feuerwehrgerätefabrik Carl Metz
Karlsruhe i. B. (74)
Gegründet 1842 in Heidelberg

Automobil- und Benzinmotorfeuerspritzen , Handdruck¬
feuerspritzen , Automobil - Drehleitern , mechanische
Leitern , Hydranten-Geräte , — Persönliche Ausrüstungen .

GLOCKENGIESSEREI
GEBRÜDER BACHERT

KARLSRUHE I . B.
Liststr. 5 . Tel . 443 .

Gegen

OlPEZE T
Oberbadische Papier - Zentrale E . Böhm & Co .
Telephon 2365 FREIBURG I. B. Klarastraße 58
Sämtliche BQrobedarfsartikel, Kanzlei- u . Konzeptpapiere. Brief- ,
Kanzlei- und AktenhQllen . Stempel mit elastischer Gummi-
Zwischenlage , daher geringe Abnutzung u. stets saubere Schrift.

Feldmäuse
Raiten und Hausmause
verwendet man das beste und billigste Mittel

la. Mäuse - Phosphor- Latwerge Marke „A. 8."
in 10 Kg .-Patenteimer zu Mk . 10 .— perKg.,in Dosen zu Mk. 6.—, 9.— und 15 .— .

la. Saccharin -Strychnin-Weizen Marke „A. S.“
garantiert 3%o Strychnin nitr. puriss D .A .B . 5
lose Mk . 40.— per Kg ., in 1 Kg.-Packungen Mk.
42.-, in 7a Kg .-PackungenMk . 22 .- pr. Packung.

Chem. Fabrik Anton Springer
b . Hauptbahnh

Die für Baden gültigen Vorschriften über
Baukostenbeihilfen

und Wahnungsabgshg
Textausgabe mit Einleitung und Anmerkungen

von Dr. Eugen imhoff
Ministerialrat im badischen Arbeitsnünisterium .

Preis broschiert M. 48 .—, gebunden M. 56 .—.

Ettlingerstraße 51 Karlsruhe
Telephon 2340-

of.

Za beziehen durch jede Buchhandlung und vom Verlag

G. Braunsche Hofbuchdruckerei und Verlag
Karlsruhe in Baden , KarlfriedrichstraBe 14.

W □ h nun gsmarkt
2 Zimmer mit Küche in

Mannheim gegen 2 Zimmer
mit Küche in Villingen zu
tauschen gesucht. Michael
Bentzinger , villingen (Bad .)
Jnselstraße 5.

Wohnungstausch Kon-
ftanz-Krribnrg . Fleuch -
aus , Garterstr . III . 5 Z . ,
Kü . , Müdchz., B . , Ms. , « «. ,
Trckb. , Ga», El . ,8M0M .,
g. 3—1Z .,1Ms.iftKreibnrg.

Wohnungstausch Offen-
burg -Mannheim . Georg
Schmid , Gaswerkstr. 1711.
3Z -, KV. , Speicher , Rem . ,
« e. , Trckb. , Gas . 870 Mk.
sz.Zt . Mittelfir . 3 Maimh.)

Abkürzung « « t« de« Tauschanzeige » :
B. - « a» , El . - « lektr. Licht , E »g. -- « rdgcfchoff . Fst . - Fahrftmhl , Gt . -
Garten , G . - Gas , Ke. - Keller, K» . - Küche , Mdz. - Madchritzimmrr , Ms .- Mansarde , Spchk. - Sveicherkammer , Spk. - Speisekammer ,

Trckb . - Trockenboden, Zhz. - Zentralheizung , Z . - Zimmer .

Adelshelm— lvtannhein , oder Baden -Baden. In Adeisheim , einen! herrlich und
idyllisch gelegenen Landstädtchen (Bahnlinie Heidelberg —Würzburgs ist in meinem Hause
«ine ö-Ztmmerwohnung mit Bad , Autogarag« und Garten gegen «ine 4—5-Ztmmer-
wohnung in Mannheim oder Baden-Baden zu tauschen . Goentl . kömmt auch Hans-
tausch oder Kaus in Frage. Nähere Auskunft von Best-« S ch l a t t « r , Firm»
Rummel St Eie . , Q 7, 17b . Telephon 2433 .

Wohnungstausch « arls -
rnhe-Badcn -Baben . IZim -
mer, Küche, Zubehör, Elek¬
trische» Licht, Gas . Otto

j Wal», Werderstraße 19.

Wohnungstausch Frri »
bnrg -Karlsrnhe . Fr - Heu -
rtch, Emmendingerstr. 27III
4 Zim. , Küche. Speichert. .
Keller , Trockenboden , Gas ,
812 Mark.

Wohnungstausch Wolf -
ach-Karlsruhe . » Zimmer,
Küche, Speicher und Keller .
Preis 840 Pt . Panther ^
Wolfach .

Junges kinderloses Ehe¬
paar aus besten Kreisen
sucht 2—3 möblierte Zimmer
mit Küchenbenürung . Ange-
He.e unt . C. A. 85 an di«
Lxpeb. der Karksr. Zeitung.

WohmmgSiausch Offen-
bnrg -Maimheim . Tausche
meine 2-Zwhg . in vffenbnrg
geg . eine solchein Mannheim
»d. Umg. Rlch. Schuhgeschcht
Lange -Röttersiraße 1 .

Wohnnngstansch inner¬
halb Karlsrnhr . Schöne
2-ZimmerwohnnugBürger¬
straß« 8II gegen 3-Zt« -
merwohimng zu tausche» ge¬
sucht C . Walser.

Die Ausnahme eine« Wohnungsanzeigekostet 3 Mark. Der Betrag ist nnt de»
Bestellung an di« Geschästsftell« der „Karlsruher Zeitung" , Karlsruhe i. B., Karl-
ftiedrichftraße 14 chMusende». Wir bitte» um rege Beteiügnug.
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